
WOHNEN

Die Koalition einigte sich auf Maßnahmen gegen die Teuerung. Ab 2024 sollen gesetzlich geregelte Mieten um maximal

fünf Prozent erhöht werden dürfen. Die Immobranche wehrt sich gegen den staatlichen Eingriff. VON U. GRÜNBACHER

Viel Kritik amMietdeckel

» DieKoalition hat sich auf einen
Mietpreisdeckel geeinigt. Hinter-
grund: Die hohe Inflation hat die
Wohnungsmieten über Indexan-
passungen in die Höhe getrieben
(im April stiegen die Richtwert-
mietenum8,6Prozent,imAugust
die Kategoriemieten um 5,5 Pro-
zent), ein Endewar nicht in Sicht.

Der Deckel soll für alle Kategorie-
und Richtwertmieten (auch Ge-
meindewohnungen und Woh-
nungen gemeinnütziger Bauträ-
ger) gelten.DieMieten sollenma-
ximal einmal imJahrummaximal
fünf Prozent erhöht werden dür-
fen.Damitwürden75Prozentder
Mietverhältnisse abgedeckt wer-
den, so VizekanzlerWerner Kog-
ler. Kogler erwartet bei kleineren

unddurchschnittlichenMietwoh-
nungen 500 bis 1.500 Euro Ein-
sparungfürMieter.„Wirhabensi-
chergestellt, dass es für Vermieter
weiterhin Sinn macht, zu vermie-
ten und Wohnungen zur Verfü-
gung zu stellen“, so Bundeskanz-
lerKarlNehammer.Anfang2024
soll der Mietpreisdeckel in Kraft
treten und für drei Jahre gelten.
Nehammer kündigte an, dass da-
rangearbeitetwird,auchdiefreien
Marktmieteneinzubeziehen.Laut
Mietervereinigung sind rund
425.000 Haushalte in Österreich
nicht von derDeckelung erfasst.
Der Mietendeckel ist Teil eines
Anti-Teuerungspakets. Geplant
ist auch ein Gebühren-Stopp für
Gemeindegebühren (Wasser,
Müll, Kanal). Gemeinden sollen

diese einfrieren.Dafür sollen sie fi-
nanziell unterstützt werden, in
Summemit 150Mio. Euro.Wei-
ters soll die Gewinnabschöpfung
bei Erdöl undGas erhöhtwerden:
„Es gibt mittlerweile wieder eine
PreisreduktionbeiÖlundGasund
die muss an die Verbraucher wei-
tergegeben werden. Erfolgt das
nicht, wird abgeschöpft“, so Ne-
hammer.

Kritik am Mietdeckel kommt von
Gewerkschaft und Arbeiterkam-
mer,dadieser„weitüberderprog-
nostizierten Jahresinflation für
2024und2025“liege.FürdieMie-
tervereinigung ist die angekün-
digte Fünf-Prozent-Grenze zu
hoch, da die Inflation nur aktuell
über dieser Schwelle lag.

Die Immobilienwirtschaft wehrt
sich gegen die geplante Maßnah-
me.„Die laufendeErhaltungeines
Gebäudes ist durch die enorm ge-
stiegenen Preise unter Druck ge-
raten, von Investitionen im Inte-
resse des Klimaschutzes gar nicht
erstzureden“,soMartinPrunbau-
er, Präsident des Haus- und
Grundbesitzerbunds (ÖHGB).
Staatliche Eingriffe, die einseitige
Beiträge der Vermieter ohne
Gegenleistungabverlangen, seien
unverhältnismäßig. Die Vereini-
gung der Projektentwickler (VÖ-
PE) bezeichnet den Deckel als
„nächsten schweren Schlag für die
Immobilienwirtschaft“. Die
Schieflage zwischen preisregulier-
ten und frei vereinbarten Mieten
werdeweiter einzementiert. « F
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Die Haushalte

sollen durch einen

Gebührenstopp

entlastet werden,

Mieter außerdem

durch den

Mietpreisdeckel, der

2024 in Kraft treten

soll
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